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auptsache,
AIs vor einem Jahr bekannt wurde, dass die Drogeriem
firma rund 4300 Mitarbeiter zu Dumpinglöhnen besch
zeigen: Ausgerechnet Einrichtungen der DIAKONIE -
machen es ganzähnlich. Und die frommen Arbeitgeber
mghrere Zehntausgnd Beschäftigte TextMASS,M.BocNANNl

ichaela Meyer dachte,
sie hätte ihren Traum-
job gefunden: Leiterin
eines Altenheims mit

50 Betten und ebenso vielen Be-
schäftigten im norddeutschen
Urlaubsort Hemmoor. Der Arbeit-
geber war die Diakonie, der Wohl-
fahrtsverband der evangelischen
Kirche. Nach 20 Jahren bei Pri-
vaten und kommunalen Kliniken
und Heimen sehnte sich die exa-
minierte lbankenschwester nach
einem Arbeitgeber, bei dem die
Menschen im MittelPunkt stehen
: und nicht nackte Zahlen. MeY'
ers Bewerbungsgespräch lief gut.
Stutzig wurde sie, als sie ihren
Arbeitsveruag zugeschickt be-
kam. Meyer hatte sich bei der

,,Diakonischen Altenhilfe" (DAHJ
in Liiienthal beworben, doch den
Vertrag sollte sie mit der ,Dia Lo-
gistik" schließen, einer Zeit-
arbeitsfirma. Nur eine Formalie'
beruhigte sie sich selbst - unter-
schrieb und trat ihren Job im SeP'
tember 2005 an.
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Michaela Meyer
arbeitete zu Dum-
pingkonditionen als
Heimleiterin für die
Diakonische Alten-
hllfe in Hemmoor. Mlt
27fl) Euro brutto im
Itlonat verdiente sie
9ü) Euro weniger als
Kollegen in vergleich-
baren Positionen

Drei Jahre lang leitete sie das 900 Euro weniger als Kollegen in
Altenheim in Hemmoor. In die- vergleichbaren Führungspositio-
ser Zeit erlebte sie, wie ihr nen. Inzwischen arbeitet Mi-
fubeitgeber systematisch Lohn- chaela Meyer wieder in ihrem
dumping durch Leiharbeit be- alten Beruf als Krankenschwes-
trieb: Neue Besch?iftigte wurden ter und verdient das Gleiche wie
dauerhaft über die eigene Zeit- bei der DAH als Heimleiterin.
arbeitsfirma zu niedrigeren als Der Geschäftsführer der DAH,
den üblichen Löhnen eingestelll Hans Mencke, versucht erst gar
Bei der DAH sind laut Dienstleis- nicht, die Verhältnisse schönzu-
tungsgewerkschaft Verdi inzwi- fürben. Dem stern sag Mencke:
schen 310 der 450 Angestellten ,,Die bei uns praktizierte Mit-
Leiharbeiter der Dia Logistik. arbeiterüberlassung über unsere

Vor allem bei qualifiziertem Tochtergesellschaft ist nach Auf-
Pflegepersonal spart das Unter- fassung der Landeskirche Han-
nehmen so kräftig: Eine examL lover nicht rnit dem Kirchen-
nierte Altenpflegerin verdient recht vereinbar und bedarf einer
nach zwei Jahren Berufserfah- Anderung."
rung bei der Diakonie 14,28 Euro Und warum ändert Geschäfts-
die Stunde. Stellt die Leiharbeits- ftihrer Mencke dann die Verträge
firma sie ein. bekommt sie nur nicht?
den Zeitarbeitstarif von 10,16 Weil er machtlos sei, sagt er.
Euro. Das ergibt 640 Euro weni- Weil private Anbieter die Preise
ger. Jeden Monat. für Pfl egeplätze so weit nach unten

Auch Heimleiterin Meyer gedr{ickt häüen, dass auch er mit
mussteAbstrichemachen.Selbst Niedriglöhnen dagegenhalten
als Chefin bekam sie nur 2700 müsse.WeilihmnurdieWahlblei-
Euro brutto im Monat - rund be. Konkurs anzumelden oder
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arktkette Schlecker mit einer eigenen Leiharbeits-
äftigte, war die Empörung groß. stern-Recherchen
des Wohlfahrtsverbandes der evangelischen Kirche -
kennen noch andere miese Tricks. Betroffen sind

,,vom Tarif abweichende Regelun-
gen zu vereinbaren". Außerdem
verhandle er derzeit mit der Lan-
deskirche über eine 

"wirtschaft-lich vertretbare Regelung", die im
gesetzlichen Rahmen liege. Bis
wann es eine Einigung geben wird,
weiß Mencke nicht.

Betriebe wie die Diakonische
Altenhilfe in Lilienthal gibt es
viele im Land. Die Diakonie
drückt die Löhne Zehltausender
Beschäftigter - Lohndumping
von bislang unbekanntem Aus-
maß. Ausgerechnet die Diako-
nie, mit 435000 Festangestellten
einer der größten fubeitgeber in
Deutschla1'd.

"Es 
gibt keine Schweinerei von

prekärer Arbeit, die in der Diako-
nle nicht praktiziert wird", sagt
Wolfgang Lindenmaier, der sich
in Baden-Württemberg für die In-
teressen von 45000 Beschäftig-
ten einsetzt.

Die sfern-Recherchen belegen:
Neben dem Missbrauch der Leih-
arbeit nutzt die Diakonie noch

andere Methoden, die Löhne
zu drücken. Da werden Billig-
GmbHs gegründet, Arbeitnehmer
in befristete Verträge gedrängt
oder Steuervergünstigungen aus-
genutzt, die der Staat für ehren-
amtliche Helfer vorgesehen hat.

I aut Nikolaus Schneider, dem

I Ratsvorsitzenden der Evan-
-gelischen Kirche in Deutsch-
land (EI(D), si:nd acht Prozent
(35 000 Mitarbeiter) der Diakonie-
Beschäftigten ausgelagert. Schnei-
der räumt ein, dass es unter die-
sen Beschäftigten Probleme mit
der Lohnhöhe gebe.

Michael Heinrich, Bundesspre-
cher der diakonischen Mitarbei
tervertreter, hält Schneiders Zahl
sogar noch für untertrieben, Er
geht von 75000 Menschen aus,
die bei der Diakonie unter Lohn-
dumping leiden. Das Diakonische
Werk selbst will die Zahlen nicht
bestätigen. Es gebe keine zentra-
le Stelle, die über alle Arbeits-
verhältnisse Buch ftifue.

Dlakonie-Mltarbelter
protestierten 2009
fllr höhere Löhne. lhr
Arbeitgeber klagte
gegen die Aktion und
bekam recht

Mark Steln* aus Süddeutsch-
land erhielt iahrelang nur befriste-
te fubeitsvefträge. Als man dem
Pfleger endlich eine unbefristete
Stelle anbot, stellte ihm die diako-
nische Einrichtung eine Bedin-
gung: Er müsse einen Monat und
einen Tag lang aussetzen, nur
dann bekäme er einen unbehiste-
ten Verüag. Was Stein nichtwuss-
te: Durch die Zwangspause galt er
formal wieder als Alflinggr, sein
Arbeitgeber zahlte ihm 200 Euro
im Monat weniger, als ihm auf-
grund seiner Berufserfahrung zu-
gestanden hätte. ,,Die Diakonie
hatmeine Notsituation eiskalt aus-
genutzt", sagt er. sfern-Recher-
chen belegen: Steins Erfahrung ist
kein Einzelfall.

Weit verbreitet ist auch die
Methode der GmbH-Gründung,
sie folgt einem einfachen Prinzip:
Eine Einrichtung kündigt Mit-
arbeitern,,betriebsbedingt", bie-
tet ihnen aber gleichzeitig an,
in einer neuen Diakonie-GmbH t
* Name geändert
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untenukommen. Die GmbH ver-
mittelt die Beschäftigen dann zu-
rück an die ursprüngliche Einrich-
tung. Doch bei der GmbH werden
sie nichtmehr-wie bei der Diako-
nie üblich - pro Stunde bezahlt,
sondern bekommen am Monats-
ende einen Pauschalbetrag. Im
Ergebnis heißt das oftmals: we-
nlger Lohn ftir die gleiche fubeit.
So geschehen bei einem Alten-
heim der Diakonie, das seine kom-
plette Hauswirtschaftsabteilung
vor die Tür setzte, um die Küchen-
und Reinigungskräfte ansch-lie-
ßend über eine tarifungebuldene
GmbH wieder einzustellen. Das
neue Unternehmen zahlte nicht
nur niedrigere Löhne, sondern
strich auch die zusätzliche Alters-
vorsorge. Man müsse sich Hand-
lungsräume eröffnen, gegebenen-
falls gegen die Strukturen von Ver-
band und Kirche, verkündete der
Vorstand unverblümt.

,In den Diakonie-GmbHs gelten
keine Tarifverträge, die fubeitge-
ber können beim Abschließen der
Werkverträge quasi frei entschei-
den, wie stark sie die Beschliftig-
ten ausbeuten", sagt Mitarbeiter-
vertreter Wolfgang Lindenmaier.
Seine Kollegen aus Niedersach-
sen, Hessen und Bremen berich-
ten von ähnlichen Vorgängen, bei
denen die Löhne um bis zuZ}Pro-
zent gedrückt wurden. Dem Dia-
konischen Werk seien diese Me-
thoden nicht bekannt, versichert
eine Sprecherin des Bundesver-
bandes auf Anfrage des sfern.

Mitarbeitervertreter Linden-
maier sagt: 

"Die 
Diakonie ist

schlimmer als Schlecker. Sie be-
nutzt vergleichbare Methoden -
nur schon viel länger." Die Droge-
riemarktkette Schlecker war vor
einem Jahr mit ähnlichen Tricks
aufgefallen. 4300 Mitarbeiter wur
den entlassen und von einer un-
ternehmenseigenen Leiharbeits-
firma zu Niedriglöhnen wieder
elngestelll Die Empörung in der
Öffentlichkeit und in der Politik
war so groß, dass Schlecker schließ-
lich verkündete, auf diese Metho-
den fortan zu vesichten.

Selbst vor dem Missbrauch des
Ehrenamtes machen Geschäfts-
führer diakonischer Einrichtun-
gen nicht halt. Um freiwillige

Mitarbeiter-
vertreter Wolfgang
Lindenmaier
sagt,,Es gibt
keine Schweinerei
von prekärer
Artelt, die in der
Diakonie nicht
praRlziert wlrd"

tu*5r

Dlakonie-Präsident
Johannes Stock-
meierwill sichzu
den umstrittenen
Methoden nicht
äupern. Sein
Verband erklärt:
,,Wit mlissen den
Spagat zwischen
Wirtschaftlichkeit
und Nächsten-
liebe aushalten"

Helfer - wle Trainer In Sportveref
nen - ftir ihr soziales Engagement
zu belohnen, gesteht der Staat
ihnen ein sozialabgaben- und
steuerfreies Einkommen von bis
zu2100 Euro imJafuzu. Die T'litig-
keit darf aber nicht der Haupt-
beruf sein. Diakonische Einrich-
tungen tricksen jedoch mit der
Pauschale, kombinieren sle mit
400-Euro-Jobs. Auf diese Weise
spart der Arbeitgeber Steuern und
Sozialabgaben. Ein Beispiel ist ein
Betreuer in einer Behinderten-
einrichtung. Er arbeitete in voll-
zeit, abgerechnet wurde trotzdem
über die Ehrenamtspauschale.
Ünrig nteb fürihn ein abgabenbe-
freiter Hungerlohn. Rentenan-
sprüche erwarb er kelne.

Dem Bundesverband der Dia-
konischen Werke ist das Problem
bekannt Im Grundsatz sei die
Kombination von Miniiob und
Übungsleiterpauschale zulässig.

"Da 
im Einzelfall viel falsch ge-

macht werden kann, rät das Dia-
konische Werk jedoch davon ab",
heißt es in einer Steliungnahme.

Die Lohndumping-Methoden
in den eigenen Reihen sieht der
Verband kritisch. ,,Alle diakoni-
schen Einrlchtungen müssen seit
Jahrzehnten den Spagat zwl
schen Wirtschaftlichkeit und
Nächstenliebe aushalten. Wenn
eine Einrichtung ausschließlich
finanzielle Gesichtspunkte in
den Vordergrund stellt, handelt
sie nicht mehr diakonisch", er-
klärt der Verband.

Mahnende Worte, mehr nicht.
Der Bundesverband ist machtlos.
Die einzehen Einrichtungen sind
rechtlich selbstständig und weder
an Weisungen noch Wünsche der
Zentrale gebunden.

Auch Gewerkschaften und Poli-
tiker können wenig bewirken.
Das Gesetz will es so. Der 1919
eflassene "Staatskirchen-Artikef
spricht den Kirchen ein Selbst-
bestimmungsrecht zu, das 1949
auch ins Grundgesetz der Bun-
desrepublik übernommen wurde.
Die Kirchen in Deutschland dür-
fen auch die Arbeitsbedingun-
gen ihrer Mitarbeiter weitgehend
selbst regeln. Nun nutzen kirch-
liche Träger dieses Recht, um
die Stellung von Hunderttausen-
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den Beschäftlgten zu schwächen.
Etwa, indem sie ihren Beschäftig-
ten das Strciken verbieten.

Auch vor Gericht sind Kirchen-
beschäftigte schlechter gestellt als
ihre ,,weltlichen" Kollegen: Zwar
dürfen sie in den sogenannten
Arbeitsrechtlichen Kommissionen
gemeinsam mit der Arbeitgeber-
seite Regeln auJstellen und auch
die Lohnhöhe festlegen. Aller.
dings können sie diese Regeln oft
nicht wirksam durchsetzen. Un-
tergräbt eine diakonische Einrich-
tung beispielsweise den Lohn
nach den kirchlichen Richtlinien,
können die Mitarbeiter nicht vor
einem staatlichen Gericht da-
gegen klagen. Doch auch eine Kla-
ge vor dem Kirchengerichtshof
hat kaum Folgen. Denn dessen
Urteile sind nicht bindend und
haben somit allenfalls eine sym-
bolische Wirkung.

,,Wir kämpfen mit stumpfen
Waffen", sagt Manfred Freyer-
muth, Mitarbeiterveftreter der
niedersächsischen Diakonien.,,AI-
lein im vergangenen Jahr haben
wir 28000 Beschwerden einge-
bfacht. Aber die Entscheidungen
der Kirchengerichte werden ein-
fach ignoriert - die Urteile ziehen
Ja keine Strafen nach sich." Als
der Kirchengerichtshof beispiels-
weise im Oktober 2006 den Miss-
brauch von Leiharbeit bei diakoni-
schen Trägern verbot, nahmen die
Geschäftsführer der Einrichtun-
gen dies zur Kenntnis - und mach-
ten munterweiter.

I lehr Beachtung schenken
llfl die diakonischen tubeit-
lflgeber der Justiz dagegen"
wenn es um die eigenen Inte-
ressen geht. Als Diakonie-Mit-
arbeiter im Frtihjahr 2009 einem
Aufruf der Gewerkschaft Verdi
folgten und für höhere Löhne auf
die Straße gingen, klagten Ver-
treter der Diakonie gegen die Ge-
werkschaft. Im März dieses Jah-
res gab ihnen das Arbeitsgericht
Bielefeld recht. Verdi habe gegen
das Selbstbestimmungsrecht der
Kirche verstoßen. Kurz nach dem
Urteil verkündete der Vorstand
der Diakonie Rheinland-Westfa-
len-Lippe triumphiefend:,Gott
kann man nicht bestreiken." X

i.::1

Bi,
ste.F

niü
tl

{

I

'Y

srzott sFrl, 73


